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1. Einleitung 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden deutsche Soldaten mehr als 45 Jahre 

lang ausschließlich für kurzfristige nicht militärische Einsätze wie zur Katastrophenhilfe 

ins Ausland entsandt. Noch am 15. Januar 1993 sagte der damalige 

Verteidigungsminister Volker Rühe vor dem deutschen Bundestag: „Niemand will die 

Bundeswehr an jeden Krisenort der Erde schicken.“1 Heute sind etwa 7.500 deutsche 

Soldaten in zehn Missionen auf drei Kontinenten im bewaffneten Auslandseinsatz.2 Der 

Weg Deutschlands zum zweitgrößten Truppensteller bei UN-Operationen führte von der 

medizinischen Versorgung der UN-Soldaten in Kambodscha 1992 über die 

Bombardierung Jugoslawiens 1999 bis zur Überwachung der libanesischen Küste seit 

2006.3 Nachdem sich die Bundeswehr bereits an Kampfeinsätzen beteiligt hatte, fiel mit 

der Entsendung deutscher Streitkräfte in den Nahen Osten an die Grenze Israels das 

letzte Tabu deutscher Auslandseinsätze.

Diese Entwicklung wurde begleitet von einer parteipolitische Diskussion, die im 

Mittelpunkt der vorliegenden Magisterarbeit stehen soll. Wobei die leitende 

Fragestellung lautet: Welche Argumentationslinien haben die politische Debatte in den 

Jahren zwischen 1993 und 2003 bestimmt und wie haben sie sich im Laufe der Zeit 

verändert? Hierzu werden ausschließlich die Positionen der sechs im Bundestag 

vertretenen Parteien, der Hauptakteure des politischen Prozesses, untersucht. Die 

Haltung anderer gesellschaftlicher Akteure, wie Kirchen, Gewerkschaften oder 

Soldatenverbände, werden nicht berücksichtigt. Im Zuge des Diskurses kämpfen 

Politiker argumentativ um die Legitimität ihrer Entscheidungen und Positionen für oder 

gegen Auslandseinsätze. Ziel der Arbeit ist es, sowohl Konfliktlinien und 

Gemeinsamkeiten in der Argumentation zwischen den Parteien herauszuarbeiten als 

auch unterschiedliche Standpunkte innerhalb der Parteien deutlich zu machen. Zudem 

soll analysiert werden, welche Konstanten und Veränderungen die Argumentation 

kennzeichnen. Die Position einzelner Politiker findet hierbei besondere 

Berücksichtigung, wenn es sich um Personen aus der Parteiführung handelt, sie für eine 

Gruppe innerhalb der Partei sprechen oder allein eine abweichende Meinung vertreten.

1 Volker Rühe, Stenografischer Bericht des Deutschen Bundestages, 12. Legislaturperiode, 132. Sitzung,  
   15. Januar 1993, S. 11485 im Folgenden: Plenarprotokoll 12/132, 15. Januar 1993, S. 11485.  
   Die Arbeit ist in neuer Rechtschreibung verfasst. Zu Gunsten einer besseren Lesbarkeit wurde die alte   
   Rechtschreibung in direkten Zitaten jedoch nicht korrigiert.  
2 Vgl. http://www.bundeswehr.de (Abgerufen am 28. Dezember 2006). 
3 Vgl. Rauch (2006), S. 70.  
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Die juristische Diskussion um die Verfassungsmäßigkeit von Auslandseinsätzen und 

deren Übereinstimmung mit dem Völkerrecht wird nur insoweit eine Rolle spielen, wie 

sie von den Parteien in ihrer Argumentation aufgegriffen wird. Die mit der diskursiven 

Auseinandersetzung über Auslandseinsätze einhergehende Debatte über eine Reform 

der Bundeswehr und die Beibehaltung der Wehrpflicht wird in die Untersuchung nicht 

einbezogen. Andernfalls würde der Rahmen der Arbeit gesprengt werden. 

Zur Darstellung wichtiger Grundlagen der politischen Diskussion werden der Analyse 

drei Kapitel vorangestellt. Das erste Kapitel gibt einen Überblick über die wichtigsten 

Auslandseinsätze der Bundeswehr der letzten 15 Jahre. Dieser Überblick wird im 

Anhang ergänzt durch eine entsprechende Chronologie, die alle Einsätze seit 1990 

aufführt, sowie eine aktuelle Karte. Im zweiten Kapitel wird die Auseinandersetzung 

über die Entsendung deutscher Soldaten ins Ausland in den Kontext der 

wissenschaftlichen Debatte um die Ausrichtung deutscher Außenpolitik zwischen dem 

Konzept der „Normalisierung“ und dem der „Zivilmacht“ eingeordnet. Begriffe und 

Konzeptionen, derer sich die Politik bedient, sollen hier beleuchtet werden. Die 

völkerrechtlichen Grundlagen für eine Militärintervention werden im dritten Kapitel 

geklärt. Da dies insbesondere für die Diskussion um den Angriff auf Serbien durch 

deutsche Bomber wesentlich ist, werden an diesem Beispiel unterschiedliche juristische 

Positionen aufgezeigt.

Um die Entwicklung der Diskussion über die Auslandseinsätze zwischen 1993 und 

2003 zu analysieren, wurden drei Fallbeispiele ausgewählt. Mit der Entsendung eines 

Heereskontingentes von 1.700 Mann 1993 nach Somalia leistete die Bundeswehr 

erstmalig nicht nur medizinische oder Katastrophenhilfe. Stattdessen sollte sie mit 

leichten Waffen ausgerüstet den Nachschub für andere UN-Truppen sichern und damit 

eine friedenserhaltende Mission unterstützen.4 Daher war dieser Einsatz stark 

umstritten. Als zweites Fallbeispiel wurde die Debatte um den Einsatz deutscher 

Bomber im Kosovo-Krieg 1999 gewählt, da es sich hierbei um den ersten Kampfeinsatz 

der Bundeswehr handelt, der zudem ohne UN-Mandat durchgeführt wurde. Die 

anschließende Stationierung deutscher Truppen im Kosovo wird keine Rolle mehr 

spielen. Obwohl die einzig verbliebene Weltmacht USA den Krieg gegen den Irak 2003 

anführte und sich andere deutsche Verbündete ebenfalls daran beteiligten, wurde der 

Einsatz der Bundeswehr im Irak parteiübergreifend abgelehnt. An diesem Beispiel soll 

4 Vgl. Matthies (1994), S. 4f.  
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untersucht werden, wie die Parteien ihre ablehnende Haltung begründen und die 

bisherige Argumentation für Auslandseinsätze entkräften. Anschließend  werden die 

neuesten Entwicklungen in der Diskussion kurz zusammengefasst. Zwar steht die 

Darstellung der Debatte über den jeweiligen Einsatz im Mittelpunkt der Arbeit, der 

diskursive Kontext wird jedoch stets mitberücksichtigt. Im ersten Fall ist dies die 

generelle Auseinsandersetzung über die politische Wünschbarkeit und die 

Verfassungsmäßigkeit von Auslandseinsätzen. In Beispiel zwei und drei spielen die 

Fragen eine wesentliche Rolle, ob ein Krieg notwendig und ob er völkerrechtlich 

legitimiert ist.     

Die Analyse der Fallbeispiele ist untergliedert nach den im Bundestag vertretenen 

Parteien. Wobei CDU und CSU unter jeweils einem Punkt zusammengefasst wurden, da 

sie eine gemeinsame Fraktion bilden. Gegliedert wurde die Untersuchung der 

Standpunkte der Parteien jeweils nach Regierungskoalitionen, wobei stets mit dem 

größeren Koalitionspartner begonnen wurde. Da SPD und Grüne in zwei der drei 

analysierten Fälle die Regierung gestellt haben, wurden sie an den Anfang gestellt. Der 

SPD wird darüber hinaus der meiste Platz eingeräumt, weil im ersten Kapitel stets 

generelle Erläuterungen gegeben werden, auf die später Bezug genommen werden kann. 

Wie viel Raum der Haltung der einzelnen Parteien ansonsten eingeräumt wird, ist davon 

abhängig, wie stark die Debatte innerparteilich geführt wurde und in welchem Maße 

sich die Positionen im Untersuchungszeitraum verändert haben.  

Empirische Grundlage der Arbeit sind Äußerungen einzelner Politiker in 

Bundestagsdebatten, öffentlichen Reden und Interviews sowie Beschlüsse und 

Beschlussvorlagen von Fraktionen und Parteigremien. Hiefür wurden systematisch die 

stenografischen Berichte der betreffenden Bundestagsdebatten ausgewertet. Die hier 

dokumentierten Reden beinhalten jedoch den Nachteil, dass sie in der Regel nur die 

Position widerspiegeln, auf die sich die Mehrheit der Fraktion einigen konnte. 

Abweichende Haltungen werden nur selten zum Beispiel aus persönlichen Erklärungen 

der Abgeordneten deutlich. Das Gleiche gilt für Beschlussvorlagen, die im Bundestag 

eingebracht werden, und Parteitagsbeschlüsse. Da innerparteiliche Konflikte meist über 

die Medien ausgetragen und von diesen dokumentiert werden, wurden zudem 

Interviews und Presseartikel für die Darstellung herangezogen. Aus 

arbeitsökonomischen Gründen wurde sich auf die Auswertung von vier Printmedien 

beschränkt. Genutzt wurden die Archive der beiden überregionalen Tageszeitungen 

Süddeutsche Zeitung und Frankfurter Allgemeine Zeitung sowie der Wochenzeitung Die


